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Zustimmung zum Bau-Turbo  
nur durch den Stadtrat?

Der Wohnungsbau soll durch umfangreiche Erleichterungen im 

Baurecht beschleunigt werden. Das ist die Grundidee des so-

genannten Bau-Turbos. Das Gesetz zur Änderung des Bauge-

setzbuchs ist am 30. Oktober 2025 in Kraft getreten und sieht 

unter anderem vor, dass Bauvorhaben im Innenbereich auch 

ohne entsprechenden Bebauungsplan zugelassen werden kön-

nen, sofern die Kommune dem Vorhaben zustimmt. Die für die 

Praxis relevanteste Frage ist, ob diese Zustimmung stets durch 

den Gemeinderat zu erfolgen hat oder ob sie auch durch die 

Verwaltung in Gestalt der Bauaufsichtsbehörde erteilt werden 

kann. In einer ersten gerichtlichen Entscheidung zu dieser Frage 

hat der baden-württembergische Verwaltungsgerichtshof ange-

deutet, dass für die erforderliche Zustimmung grundsätzlich ein 

Beschluss des Gemeinderats erforderlich sei.

Bereits seit dem Baulandmobilisierungsgesetz 2021 sieht das 

Baugesetzbuch vor, dass zugunsten des Wohnungsbaus unter 

erleichterten Voraussetzungen von den Festsetzungen eines 

Bebauungsplans abgewichen werden kann. Mit dem Bau-Turbo 

ist diese Regelung in § 31 Abs. 3 BauGB über besondere Ein-

zelfälle hinaus auch auf vergleichbare Konstellationen ausge-

weitet worden, um insbesondere Aufstockungen bestehender 

Gebäude sowie eine stärkere Nachverdichtung im Innenbereich 

zu erleichtern. Noch weiter geht die neu eingefügte Sonder- 

regelung des § 246e BauGB. Danach können unter bestimmten 

Voraussetzungen auch Bauvorhaben zugelassen werden, selbst 

wenn kein Bebauungsplan existiert und das Vorhaben auch nicht 

nach § 34 BauGB zulässig wäre. Voraussetzung ist in beiden 

Fällen jeweils, dass die Gemeinde dem Vorhaben zustimmt.  

Auf diese Weise soll die kommunale Planungshoheit gewahrt 

bleiben. Ergänzend eröffnet die Neuregelung des § 36a BauGB 

den Gemeinden die Möglichkeit, grundsätzlich unerwünschte 

städtebauliche Entwicklungen infolge der Anwendung des Bau-

Turbos zu verhindern und weiterhin eine planerische Steuerung 

durch die Aufstellung oder Anpassung eines Bebauungsplans 

sicherzustellen.

Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg in Mannheim 

hat die neuen Vorschriften bereits kurz nach Inkrafttreten der 

Gesetzesänderung erstmals angewandt (Urteil vom 06.11.2025 

– 5 S 695/24). Die Kläger planten die Errichtung eines Mehr-

familienhauses in Karlsruhe. Die Stadtverwaltung hatte das Vor-

haben abgelehnt, da die Aufstellung eines neuen Bebauungs-

plans beabsichtigt war und das geplante Gebäude auch nach 

den künftigen Festsetzungen zur Gebäudehöhe und zur Zahl der 

Vollgeschosse nicht zulässig gewesen wäre. Nach Auffassung 

des Verwaltungsgerichtshofs konnten zusätzliche Geschosse 

auch nicht auf der Grundlage der neuen Regelungen des Bau-

Turbos zugelassen werden. Es fehle insoweit an einer positiven 

Zustimmung des Gemeinderats, der regelmäßig für städtebau-

liche Grundsatzentscheidungen zuständig sei. Vor dem Hinter-

grund der Zielsetzung des § 36a BauGB, die kommunale Pla-

nungshoheit zu sichern, äußerte der Gerichtshof zudem Zweifel 

daran, ob die Verwaltung ohne Beteiligung des Gemeinderats 

über die erforderliche Zustimmung entscheiden könne. Letztlich 

kam es auf die Zuständigkeitsfrage jedoch nicht entscheidungs-

erheblich an, da angesichts des zwischenzeitlich beschlossenen 

Bebauungsplans nicht damit zu rechnen gewesen sei, dass der 

Gemeinderat dem Vorhaben zugestimmt hätte.
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Kommunales Baulandmanagement:  
Wiederkaufsrecht der Gemeinde  
beim Einheimischenmodell

Bislang ist nicht rechtskräftig geklärt, welches Gemeindeorgan 

für die Zustimmung zur Anwendung des Bau-Turbos zuständig 

ist. Für die Kommunen kann es sich daher anbieten, hierzu ei-

genständige Zuständigkeitsregelungen zu treffen, etwa im Wege 

einer Anpassung der Hauptsatzung, wie dies bei Grundstücks-

geschäften häufig der Fall ist. Für Vorhabenträger ist es entspre-

chend von Bedeutung, die innergemeindlichen Zuständigkeiten 

frühzeitig zu prüfen, wenn die Regelungen des Bau-Turbos in 

Anspruch genommen werden sollen.

Der Verkauf von Grundstücken im Rahmen von Einheimischen-

modellen ist für viele Gemeinden ein wichtiges Instrument, 

um ortsansässigen Bürgern selbstgenutzten Wohnraum zu 

ermöglichen. Damit die Förderung zielgerichtet wirkt, knüpfen 

Gemeinden die Vergünstigung an Nutzungsbindungen und Zu-

stimmungsvorbehalte. In der Praxis ist häufig unklar, welche 

Maßnahmen bei Verstößen rechtlich zulässig und verhältnismäßig 

sind.

Mit Urteil vom 23.05.2025 (Az.: V ZR 259/23) hat der  

Bundesgerichtshof (BGH) diesbezüglich zu mehr Rechtssicher-

heit beigetragen. Er bestätigt, dass Gemeinden Wiederkaufs-

rechte ausüben dürfen, wenn Erwerber gegen Nutzungsbindungen 

verstoßen. Anlass war ein Fall aus Bayern: Eine Gemeinde hatte 

eine Wohnung verbilligt vergeben und den Erwerber verpflichtet, 

die Wohnung 15 Jahre selbst zu nutzen und jede Überlassung 

vorab genehmigen zu lassen. Der Erwerber zog bereits vor Ablauf 

der 15 Jahre aus und überließ die Wohnung ohne Zustimmung 

der Gemeinde seinem Schwager. Die Gemeinde übte daraufhin 

ihr Wiederkaufsrecht aus, was sich als rechtmäßig erwies. 

Der BGH betont, dass die ermäßigte Grundstücksvergabe dem 

klaren Förderzweck dient, ortsansässigen Bürgern selbstgenutzten 

Wohnraum zu sichern. Nutzungsbindungen, Zustimmungsvorbe-

halte und Überlassungsverbote sind dafür zentrale Instrumente. 

Wird gegen diese Bindungen verstoßen – etwa durch eine Über-

lassung an Dritte ohne Zustimmung – darf die Gemeinde ihr 

Wiederkaufsrecht konsequent ausüben. Dies ist nicht ermes-

sensfehlerhaft, sondern Ausdruck einer zweckentsprechenden 

Verwaltungspraxis. Die haushaltsrechtlichen Grundsätze der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit überwiegen dabei das Inte-

resse des Erwerbers, die Vergünstigung trotz Zweckverfehlung 

zu behalten. Eine unbillige Benachteiligung liegt nicht vor, da 

der Erwerber das Grundstück gerade wegen der Bindungen zu 

einem reduzierten Preis erhalten hat. Eine bloße Nachzahlung 

Nima Rast 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
Köln: 0221 / 973002-25
Berlin: 030 / 7543758-25 
n.rast@lenz-johlen.de

Dr. Benedikt Plesker  
Rechtsanwalt
Telefon: 0221 / 973002-77
b.plesker@lenz-johlen.de
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wäre kein gleich geeignetes Mittel, weil sie die zweckgebundene 

Nutzung nicht sicherstellt.

Auch zur Bindungsdauer äußert sich der BGH. Eine 15‑jährige 

Bindung hält er bei einer Ermäßigung von 25–30 % des Boden-

wertanteils für angemessen. Maßgeblich ist die Subvention auf 

den Bodenwert, nicht der Gesamtwert der bebauten Einheit. Die 

Ausübung des Wiederkaufsrechts bleibt zudem verhältnismäßig, 

wenn ein großer Teil der Bindungszeit verstrichen ist, sofern der 

Wiederkaufspreis eine Beteiligung an der Bodenwertsteigerung 

vorsieht.

Gemeinden sollten entsprechende Verträge klar strukturieren 

und Nutzungsbindungen präzise formulieren. Eine nachvollzieh-

bare Ermessensentscheidung und eine saubere Dokumentation 

von Vertragsverstößen erleichtert die Durchsetzung des Wieder-

kaufsrechts. 

Verwahrloste Wohngebäude prägen in einigen Regionen zuneh-

mend das Stadtbild. Schrottimmobilien entstehen, wenn Eigen-

tümer nicht mehr investieren können oder bewusst auf Instand-

haltung verzichten. Die Folgen sind gravierend: Mieter leben in 

unzumutbaren Verhältnissen, Nachbarschaften verlieren an 

Attraktivität und städtebauliche Missstände breiten sich aus. Die 

Ursachen sind vielfältig. Oft sind Eigentümer überfordert, nicht 

auffindbar oder verfolgen ausbeuterische Geschäftsmodelle. 

Städte und Gemeinden müssen in Zeiten des knappen Wohn-

raums allerdings nicht tatenlos zusehen. Es bestehen mehrere 

rechtliche Möglichkeiten, Schrottimmobilien zu beseitigen.

Seit dem 1. Juli 2021 gilt in Nordrhein-Westfalen das Wohn-

raumstärkungsgesetz (WohnStG), welches das Wohnungsauf-

sichtsgesetz abgelöst hat. Gemeinden können Eigentümerinnen 

und Eigentümer hiernach verpflichten, die Mindestanforderungen 

an Wohnraum zu erfüllen. Als schärfstes Mittel bleibt die Un-

bewohnbarkeitserklärung, sofern andernfalls gesundheitliche 

Schäden für die Bewohnerinnen und Bewohner zu befürchten 

sind. Auf Grundlage dieses Gesetzes kann die Beseitigung kon-

kreter Mängel gefordert und im Extremfall die Wohnung geräumt 

werden.

Bauordnungsrechtlich kann insbesondere § 82 Abs. 2 der Bau-

ordnung NRW (BauO NRW) relevant werden. Er erlaubt es der 

Bauaufsicht, den Abriss von baulichen Anlagen anzuordnen, 

wenn diese nicht genutzt werden und dem Verfall ausgesetzt 

sind. Ziel ist es, Gefahren für die öffentliche Sicherheit abzu-

wehren und ungenutzte, verfallene Bausubstanz zu beseitigen. 

Über §§ 176 und 177 BauGB können die Kommunen den Eigen-

tümern Bau- und Sanierungsverpflichtungen auferlegen, um zu 

einem städtebaulich zufriedenstellenden Zustand zu kommen.

In der Praxis sehen sich die Kommunen mit Schwierigkeiten 

bei der Durchsetzung von Ordnungsverfügungen konfrontiert.  

Dr. Alexander Beutling 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht
Köln: 0221 / 973002-74
Berlin: 030 / 7543758-74
a.beutling@lenz-johlen.de

Handeln statt hinnehmen: Kommunale  
Instrumente gegen Schrottimmobilien

4



PRAXISHINWEISEigentümerinnen und Eigentümern fehlt das Geld für Sanie-

rung oder Abriss oder setzen Ordnungsverfügungen aus anderen 

Gründen nicht um, was im Ergebnis zur Notwendigkeit der  

Ersatzvornahme durch die Kommune führen würde, deren  

Kosten sie zunächst selbst zu tragen und häufig nur durch eine 

Zwangsversteigerung zurückerhalten kann. 

Für eine Handhabung von Schrottimmobilien ist daher insbeson-

dere der Zugriff auf das Grundstück von Bedeutung. Aufgrund 

häufiger Eigentümerwechsel sollten die Kommunen Ihre Vor-

kaufsrechte nach § 24 BauGB im Blick behalten. Die Ausübung 

kann allerdings durch hohe Belastungen der Grundstücke er-

schwert werden. 

Seit 2024 ermöglicht § 94a des Gesetzes über die Zwangs-

versteigerung und die Zwangsverwaltung (ZVG) es Gemeinden 

zudem, bei missbräuchlichen Ersteigerungen die gerichtliche 

Verwaltung einer Schrottimmobilie zu beantragen. Damit werden 

Mieteinnahmen gesichert und Fehlanreize für problematische 

Bieter beseitigt. Die Möglichkeit der Zwangsverwaltung bietet 

einen praktikablen und kostengünstigeren Zugriff als der Erwerb 

über ein Vorkaufsrecht.

Unsere praktische Erfahrung zeigt, dass es neben der konse-

quenten Anwendung bestehender juristischer Instrumente wichtig 

ist, als Gemeinde eine einheitliche Strategie aufzustellen und 

zu verfolgen. Die Eingriffsmöglichkeiten müssen koordiniert 

werden. Kommunen sollten frühzeitig Informationen sammeln, 

die innerkommunale Zusammenarbeit organisieren und die zur 

Verfügung stehenden Instrumente zielgerichtet und konsequent 

anwenden. Für Eigentümer gilt: Wer frühzeitig mit der Kommune 

kooperiert, kann Anordnungen vermeiden und von Förderpro-

grammen profitieren.

Das Thema bleibt politisch aktuell. Am 13. Januar 2026 haben 

Bundestagsfraktionen der Grünen und Linken Anträge für wirksa-

me Instrumente gegen Schrottimmobilien vorgelegt. Rechtliche 

Verbesserungen bei Ankaufs- und Vorkaufsrechten sowie För-

derung finanziell schwacher Kommunen stehen auf der Agenda. 

Auch das WohnStG NRW soll noch einmal verschärft werden. 

Über die kommenden Entwicklungen halten wir Sie informiert. 

Béla Gehrken
Fachanwalt für Verwaltungsrecht
Köln: 0221 / 973002-84
Berlin: 030 / 7543758-84
b.gehrken@lenz-johlen.de

Dr. Christian Giesecke
Fachanwalt für Verwaltungsrecht
Köln: 0221 / 973002-17
Berlin: 030 / 7543758-17
c.giesecke@lenz-johlen.de
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Mit dem zum 1. Januar 2025 in Kraft getretenen Gesetz zur 

Verbesserung der Versorgungsqualität im Krankenhaus und 

zur Reform der Vergütungsstrukturen (Krankenhausversor-

gungsverbesserungsgesetz – KHVVG) hat der Bundesge-

setzgeber die Krankenhauslandschaft grundlegend neu aus-

gerichtet. Die Reform setzt auf eine stärkere Konzentration 

stationärer Leistungen, neue Versorgungsformen und verän-

derte Vergütungsstrukturen – mit erheblichen Auswirkungen 

insbesondere für kommunale Krankenhausträger.

Betroffen sind vor allem die sogenannten Plankrankenhäuser, 

also Krankenhäuser, die in den Krankenhausplan des jewei-

ligen Landes aufgenommen sind und damit Anspruch auf 

Versorgungsaufträge sowie Investitionsförderung haben. Ein 

erheblicher Teil dieser Plankrankenhäuser befindet sich in 

der Trägerschaft von Gemeinden und Kreisen. Zugleich wird 

davon ausgegangen, dass im Zuge der Reform – je nach 

Entwicklung und regionaler Struktur – bis zu rund 20 % der 

bisherigen Krankenhausstandorte perspektivisch vom Markt 

verschwinden könnten. Für Kommunen bedeutet dies eine 

doppelte Herausforderung: den Erhalt medizinischer Versor-

gung einerseits und den verantwortungsvollen Umgang mit 

möglicherweise entbehrlichen Standorten andererseits.

Zunächst kann und sollte geprüft werden, ob und mit welchen 

rechtlichen Mitteln ein Standort erhalten werden kann. Dass 

sich ein genauer Blick lohnt, zeigen zwei aktuelle Beschlüsse 

des OVG Münster: Mit Beschlüssen vom September 2025 

(Az. 13 B 316/25 – Klinikum Neuss und Az. 13 B 265/25 

– Krankenhaus Moers) hat das Gericht die Herausnahme 

einzelner Leistungsgruppen vorläufig gestoppt, weil die zu-

ständigen Bezirksregierungen keine tragfähige Bedarfsana-

lyse vorgelegt hatten. Die betroffenen Krankenhäuser dürfen 

die Leistungen bis zur Entscheidung im Hauptsacheverfahren 

weiter erbringen. Für kommunale Träger unterstreichen diese 

Entscheidungen, dass Kürzungen nicht widerspruchslos hin-

zunehmen sind und gerichtlicher Rechtsschutz Erfolg haben 

kann.

Ist jedoch absehbar, dass ein Krankenhausstandort dauerhaft 

nicht zu halten sein wird, stellt sich frühzeitig die Frage der 

Folgenutzung. Dabei spielt insbesondere das öffentliche Bau-

recht eine zentrale Rolle. Bauplanungsrechtlich kann für eine 

neue Nutzung – etwa Wohnen, Pflege, soziale Infrastruktur 

oder gemischte Quartierslösungen – häufig die Änderung eines 

bestehenden Bebauungsplans erforderlich werden, was zeit- 

und verfahrensaufwändig sein kann.

Hier eröffnen die jüngsten gesetzlichen Erleichterungen je- 

doch neue Spielräume. Der sogenannte „Bauturbo“ (§ 246e 

BauGB) ermöglicht es Kommunen bis Ende 2030, für Wohn-

nutzungen von Festsetzungen des Bebauungsplans und der 

BauNVO abzuweichen oder auf ein vollständiges Bauleitplan-

verfahren zu verzichten. Ergänzend wurden die Befreiungs-

möglichkeiten nach § 31 Abs. 3 BauGB ausgeweitet und mit 

§ 34 Abs. 3b BauGB das Einfügungsgebot im unbeplanten 

Innenbereich gelockert. Unabhängig davon bleiben bau-

ordnungsrechtliche Anforderungen – etwa an Brandschutz,  

Barrierefreiheit oder Stellplätze – zwingend zu beachten.

Krankenhaustransformation 2025/26:  
Herausforderungen und Handlungsoptionen 
für Kommunen
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Inhaltlich kommen vielfältige Nachnutzungen in Betracht: 

von neuen integrierten Gesundheits- oder Versorgungszentren  

(insbesondere den durch das KHVVG neu eingeführten 

Level-1i-Versorgungsstrukturen), über stationäre Pflege, 

betreutes Wohnen oder Mikroapartments bis hin zu studen-

tischem Wohnen, Gewerbe-, Kultur- oder Mischnutzungen. 

Der Umbau entsprechender Standorte kann dabei über den 

Krankenhaus-Transformationsfonds gefördert werden, der 

Bund und Länder bei der strukturellen Neuausrichtung aus-

drücklich finanziell unterstützt. Für Kommunen empfiehlt es 

sich, diese Optionen frühzeitig zu prüfen und strategisch zu 

steuern – sei es zur Eigennutzung oder als Grundlage für 

eine gezielte Investorenansprache. So lässt sich nicht nur ein 

geordneter Strukturwandel gestalten, sondern auch ein best-

mögliches Ergebnis für Gemeinde oder Kreis erzielen.

Mit dem NRW-Infrastrukturgesetz 2025 bis 2036 hat Nord-

rhein-Westfalen eine umfassende Grundlage zur Umsetzung 

des Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz 

(LuKIFG) geschaffen, um dringend benötigte Infrastruktur-

maßnahmen in Städten und Gemeinden gezielt zu fördern. 

Neben den erheblichen Chancen stellen sich insbesondere 

aus vergaberechtlicher Sicht zahlreiche Fragen für die kom-

munalen Anwender.

Was regelt das NRW-Infrastrukturgesetz?

Das NRW-Infrastrukturgesetz ermöglicht den Kommunen und 

Kreisen den Zugriff auf erhebliche Investitionsmittel aus dem 

Sondervermögen des Bundes Infrastruktur und Klimaneutra-

lität. Gefördert werden Sachinvestitionen in sechs zentralen 

Bereichen: Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur, Sanierung 

von Liegenschaften und Klimaschutzmaßnahmen, Verkehrs-

infrastruktur, digitale Resilienz und Digitalisierung, Sport-

infrastruktur sowie öffentliche Sicherheit und Krisenresilienz. 

Die Fördermittel unterliegen jedoch strengen Bedingungen 

hinsichtlich Planung, Durchführung und Dokumentation der 

damit finanzierten Projekte.

Dr. Mahdad Mir Djawadi 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht
Köln: 0221 / 973002-92
Berlin: 030 / 7543758-92
m.djawadi@lenz-johlen.de

NRW-Infrastrukturgesetz 2025 bis 2036: 
Chancen und Herausforderungen für  
Kommunen – Vergaberecht im Fokus
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Vergaberecht: Worauf kommt es jetzt an?

Mit dem Zugriff auf die NRW-Infrastrukturmittel ist die Einhal-

tung vergaberechtlicher Vorgaben essenziell. Vor allem gilt:

1.	 Die Bindung an nationale und europäische Vergabe- 

	 regeln bleibt bestehen. Ab bestimmten Schwellenwerten 	

	 sind die Vorschriften des nationalen oder europäischen 	

	 Vergaberechts zwingend zu beachten.

2.	 Die Verpflichtung zur Beachtung des Vergaberechts	

 	 wird sich entweder aus dem Zuwendungsbescheid 	

	 selbst oder aus den bekannten Auflagen (ANBest-G,  

	 ANBest-P usw.) ergeben. Ob die Zuwendungsempfänger 	

	 in NRW in den Genuss der ab 2026 geltenden Vereinfa-	

	 chung nach § 75a GO NRW kommen, kann erst mit der 	

	 Vorlage des konkreten Zuwendungsbescheids abschlie-	

	 ßend bewertet werden.

3.	 In jedem Fall gilt weiterhin: Verstöße gegen Vergabevor-	

	 schriften gefährden nicht nur die Rechtskonformität, es 	

	 droht unter Umständen die gesamte Rückforderung der 	

	 Fördermittel.

Die komplexen Vorgaben zu Förderzeitraum, Investitionsberei-

chen und Dokumentationspflichten erfordern eine sorgfältige 

Planung und damit auch ein durchdachtes Vergabekonzept. 

Die Entwicklung eines Gesamtkonzepts für Infrastruktur-

projekte unter Einhaltung aller Rechtsvorgaben – vom Mittel- 

abruf über die Vergabe bis zur Umsetzung – sollte hier im  

Fokus stehen. Sprechen Sie uns gerne an – wir unterstützen 

Sie dabei, die Weichen für eine erfolgreiche und rechts- 

sichere Umsetzung Ihrer Infrastrukturprojekte im Rahmen des 

NRW-Infrastrukturgesetzes zu stellen und die Ausschreibung 

der Leistungen rechtssicher zu gestalten.

Mit dem in den Gemeindeordnungen der Länder vorgesehenen 

Instrument des Bürgerbegehrens besteht für Bürgerinnen und 

Bürger die Möglichkeit, Entscheidungen im Wege der direkten 

Demokratie unter bestimmten Voraussetzungen zu erzwin-

gen. Ist ein Bürgerbegehren erfolgreich und macht die jewei-

lige Kommunalvertretung – also regelmäßig der Gemeinderat 

– sich das Begehren nicht im Wege des Beitritts zu eigen, so 

schließt sich ein Bürgerentscheid an, dessen Ergebnis ver-

bindlich ist. Diese Möglichkeit eines direktdemokratischen 

Eingriffs in das System der repräsentativen Demokratie ist 

mit erheblichen Voraussetzungen an die Zulässigkeit eines 

Bürgerbegehrens verbunden. 

Zu den zentralen Anforderungen gehört auch die Bestimmt-

heit der jeweiligen Fragestellung. So hat der Bayerische  

Jascha Pelka 
Rechtsanwalt
Telefon: 0221 / 973002-93
j.pelka@lenz-johlen.de

Dr. Elmar Loer
Fachanwalt für Vergaberecht
Telefon: 0221 / 973002-93
e.loer@lenz-johlen.de

Neues zum rechtssicheren Umgang mit 
Bürgerbegehren
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Dr. Gerrit Krupp 
Rechtsanwalt  
Telefon: 0221 / 973002-25
g.krupp@lenz-johlen.de

Verwaltungsgerichtshof mit Beschluss vom 16.01.2026 

(4 CE 25.2059) noch einmal klargestellt, die Frage eines  

Bürgerbegehrens müsse so bestimmt sein, dass ein späterer  

Bürgerentscheid vollzugsfähig sei. Ein Bürgerbegehren 

dürfe zwar auch auf Grundsatzentscheidungen zielen. Die 

Frage des Begehrens unterliege insoweit aber strengeren 

Bestimmtheitsanforderungen als entsprechende Anträge im 

Gemeinderat. Der Rat könne frühere Entscheidungen abän-

dern oder bei fehlender Vollzugsfähigkeit präzisieren; dies 

sei bei Bürgerbegehren nicht der Fall. Die Bestimmtheit  

dürfe sich nicht erst aus der Zusammenschau von Frage und  

Begründung ergeben, da bei einem späteren Bürger- 

entscheid die Frage isoliert zur Abstimmung komme. 

Das entsprechende Begehren warf die Frage auf, ob die Stadt 

München „alle rechtlich zulässigen Maßnahmen“ ergreifen 

solle, damit in einem näher definierten Bereich kein über 60 m 

hohes Hochhaus gebaut werde. Das Gericht monierte, die 

Frage lasse nicht erkennen, dass für diesen Bereich aktuell 

ein Bebauungsplan aufgestellt werde. Es sei nicht klar, ob 

auf dieses Aufstellungsverfahren eingewirkt werden oder 

ob das Ziel mit anderen rechtlich zulässigen Maßnahmen 

außerhalb des Verfahrens erreicht werden solle. Dass der 

Wunsch, Grundsatzentscheidungen herbeizuführen, in die 

Unbestimmtheit der Frage des Begehrens führen kann, zeigte 

in der Vergangenheit auch schon das Urteil des Verwaltungs-

gerichts Gelsenkirchen vom 25.03.2024 (15 K 1844/22) zum 

Bürgerbegehren „RadEntscheid“. Das Gelsenkirchener Urteil 

befasste sich mit dem entsprechenden Bochumer Begehren, 

welches die Frage aufwarf, ob „die Stadt Bochum die folgenden 

sieben verkehrspolitischen Ziele in den nächsten neun Jahren 

umsetzen“ solle. Es folgte eine Auflistung der Ziele. 

Das Gericht monierte, das Begehren verknüpfe auf diese 

Weise mehrere Fragestellungen, die nicht eine einheitliche 

Angelegenheit beträfen und verstoße gegen das Kopplungs-

verbot. Auch ansonsten erwies sich die Frage als unbestimmt 

(wobei das VG Gelsenkirchen es – anders als der BayVGH 

– für zulässig erachtet, für die Bestimmtheit des Begehrens 

seine Begründung ergänzend heranzuziehen). Mangels hin-

terlegter Maßnahmen handele es sich bei den aufgeführten 

Zielen eher um ein politisches Programm. Dies gelte etwa, 

wenn davon die Rede sei, Fahrradfahrer sollten „bestmöglich 

vor dem Kfz-Verkehr geschützt“ werden oder „bestehende 

Radwege an Radhauptverbindungen [seien] zu überprüfen 

und erforderlichenfalls zu verbessern, wenn sie den gestiege-

nen Anforderungen gemäß neuer StVO und neuer ERA nicht 

mehr genügen“. Im ersteren Fall sei nicht klar, mit welchen 

Maßnahmen der Schutz erfolgen solle, im letzteren fehle es 

an Konkretisierung der gestiegenen Anforderungen.

In den meisten Bundesländern hat die jeweilige Gemeinde-

vertretung über die Zulässigkeit eines Bürgerbegehrens zu 

entscheiden. Dabei handelt es sich um keine politische, 

sondern um eine rechtliche Entscheidung. Ein besonderes  

Augenmerk verdient die Bestimmtheit der Fragestellung, an 

der es nicht selten fehlt. Es empfiehlt sich, die durch die 

Rechtsprechung entwickelten Anforderungen genau in den 

Blick zu nehmen.
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